Protokoll der 1. Sitzung der


Unterarbeitsgruppe Mobilität
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SC Dr. STADLER begrüßte die Anwesenden und skizzierte die Aufgaben der UAG aus


seiner Sicht:


-    Festlegung von Bereichen in welchen Behinderte diskriminiert werden


-    Festlegung von Bereichen in welchen einzelne Behindertengruppen gegenüber


     anderen Behinderten diskriminiert werden


-    Begründung, warum Behinderte durch diese Bestimmungen diskriminiert werden


-    Ausarbeitung von Änderungsvorschlägen.


Herr ÖCHSNER ersuchte dann um Protokollierung, daß (mit Ausnahme von Frau Abg.


Haidlmayr von den Grünen) keiner der eingeladenen Parlamentarier erschienen ist.


RA Dr. PARAZON (als Experte des LIF) ersuchte, die Arbeit der UAG auch dahinge


hend zu ergänzen, daß auch jene Bereiche betrachtet werden, in welchen Behinderte


nicht erwähnt werden, wo aber eine positive Erwähnung notwendig wäre (Nachteilsaus


gleich).


Hr. SRB brachte in die Diskussion ein, daß in den USA oder in Canada die Gesetz


gebung bereits so weit geht, daß auch die Unterlassung von Maßnahmen, die eine


Gleichstellung von Behinderten bewirken könnte, als diskriminierend angesehen wird


und bringt als Beispiel den öffentlichen Personennahverkehr, in dem Behinderte und


hier vor allem Rollstuhlfahrer noch immer nicht in die Lage versetzt werden, diese ohne


Hilfe zu benutzen.


Frau Dr. WUNDSAM (als Expertin der VP) brachte dann das Problem der Blindenführ


hunde ein, die durch die Regelung, daß Haustiere in viele öffentliche Gebäude, Kinos,


Theater, Restaurants etc. nicht mitgenommen werden dürfen auch Blinde von einem


Besuch dieser Einrichtungen ausgeschlossen sind.


Da bei der Wortmeldung von Frau Dr. Wundsam auch die Vertreter der Bundesländer


angesprochen wurden, aber nur ein Vertreter der Steiermark anwesend war, ersucht


Herr SRB die Bundesländer für die  nächste Sitzung dringend aufzufordern, einen


informierten Vertreter zu entsenden und auch ein entsprechendes Arbeitspapier


mitzubringen, in welchen Bereichen behindertendiskriminierende Bestimmungen bereits


enthalten sind.


SC Dr. STADLER sagte dies zu und kündigte einen Brief an alle LH an mit welchem


zur nächsten Sitzung der Arbeitsgruppe eingeladen werden soll.


Frau Abg. HAIDLMAYER bezieht sich dann auf die Sitzung der  UAG Rechtsschutz, in


welcher allen Teilnehmern ein Arbeitspapier übergeben wurde und welches die


Grundlage für den weiteren Sitzungsverlauf darstellte.


SC Dr. STADLER stellte daraufhin das Arbeitspapier des BMWV vor, erklärte aber,


daß dieses sich nur auf den Bereich Verkehr, nicht aber auf den Bereich Bau


en/Wohnen und Telekommunikation bezieht. Die Bemerkung von Frau Dr. RAICHER-


SIEGL, daß seitens des BMwA eine Teilnahme an dieser Arbeitsgruppe vorläufig nicht


vorgesehen ist (das BMwA ist - gemeinsam mit dem BMAGS federführend in der UAG


Beschäftigung-Erwerbstätigkeit- Altersvorsorge-Berufsausbildung) wurde von den


anderen Sitzungsteilnehmern mit Kritik zur Kenntnis genommen, es wurde aber


festgestellt, daß das BMwA sehr wohl bereit sei, bei Auftreten spezifischer Probleme


einen Experten zur nächsten UAG-Sitzung zu entsenden.


SC Dr. STADLER weist in seinen weiteren Ausführungen darauf hin, daß der Begriff


der Mobilität und der Freizeit, die ja auch im Arbeitstitel der UAG aufgeführt sind,


juristisch schwer faßbar sind. Aufgrund der Wortmeldung von Herrn ÖCHSNER damit


sei gemeint, daß auch das Erleben von Freizeit/Benützen von Freizeiteinrichtungen


behinderten Menschen erschwert ja tw. unmöglich gemacht wird.


SC STADLER stellt daher klar, daß Mobilität nur der Überbegriff für die Gesamtheit


des Arbeitsbereiches sein kann, der Begriff Freizeit wird dann aufgrund der weiteren


Diskussion als  Querschnittsmaterie  erkannt, die von den drei anderen - juristisch


faßbaren Materien Verkehr - Bauen - Telekommunikation - beeinflußt wird.


Herr SCHNEIDER bringt dann als eines der Beispiele für die Diskriminierung von


Behinderten die Beförderungsrichtlinien der Stadt Wien, die nach seiner Information


der Genehmigung durch das Verkehrsministerium bedürfen. 


Nach lebhafter Diskussion über die verschiedenen Möglichkeiten durch welche


behindertendiskriminierende Bestimmungen in Beförderungsrichtlinien geändert werden


können, macht SC Dr. STADLER den Vorschlag, eine Gesetzesbestimmung zu formulie


ren, in welcher klargestellt wird, daß eines der Kriterien für die Genehmigung von


solchen Richtlinien sein muß, daß keinerlei Diskriminierung von Behinderten darin


enthalten sein darf.


Frau Abg. HAIDLMAYR informiert dann die anderen Sitzungsteilnehmer, daß sie in der


letztwöchigen Plenarsitzung des Parlaments einen entsprechenden Brief an Herrn BM


Dr. EINEM übergeben hat und dieser die rasche Beantwortung der darin enthaltenen


Fragen zugesagt hat. Sie ersucht, diese Beantwortung bis zur nächsten Sitzung der UAG


vorzubereiten und den Anwesenden dort zur Verfügung zu stellen.


SC Dr. STADLER sagt dies zu.


Herr LADSTÄTTER weist darauf hin, daß die Beförderungsrichtlinien für die Wiener


Verkehrsbetriebe derzeit zur Genehmigung im BMWV aufliegen und daß die Einfluß


nahme auf diese Beförderungsrichtlinien eine dringende Aufgabe des Herrn Bundes


ministers wären.


SC Dr. STADLER bekräftigt daher nochmals seinen Vorschlag auf Formulierung der


bezughabenden Rechtsvorschriften dahingehend, daß sichergestellt werden sollte, daß in


Beförderungsrichtlinien keinerlei Diskriminierung festgeschrieben sein darf.


Herr RA Dr. BARAZON hält dem entgegen, daß eine Grundsatzerklärung zwar wichtig


und richtig sei, daß die Initiative aber von den einzelnen Betrieben kommen muß.


Herr SC Dr. STADLER stellte dazu fest, daß die vorher diskutierte allgemeine


Gesetzesbestimmung gegenüber den Betrieben sehr wohl einen gewissen Druck ausüben


würde.


Im Anschluß daran wurde die Diskussion über das Arbeitspapier des BMWV begonnen,


wobei SC Dr. Stadler einzelne Bestimungen herausgriff und die Anwesenden ersuchte,


allfällige Bemerkungen zu den anderen Bestimmungen kurz schriftlich an das


BMWV/Z4 zu übermitteln. Zum Punkt Kraftfahrliniengesetz wurden von den Anwesen


den folgende Anmerkungen gemacht:


-    zu überlegen wäre ob der barrierefreie Zugang durch Maßnahmen an den


     Haltestellen oder an den Verkehrsmitteln selbst erreicht werden soll.


-    Fristsetzung für den Umbau der Verkehrsmittel würden jedenfalls notwendig


sein.


-    entsprechende Bestimmungen könnten auch in den für die Konzessionserteilung


     relevanten Gesetzen aufgenommen werden


-    Wert wurde vor allem auf die Formulierung  barrierefreier Zugang  gelegt.


-    Berücksichtigt werden müssen alle Behindertengruppen, wobei der Einbau von


     Lautsprechern bzw. Displays weniger aufwendig sei als Einstiegshilfen. Problema


     tisch sind jedenfalls die langen Investitionszeiten und damit die zu erwartenden


     langen Zeiträume für eine durchgehende Änderung.


-    als Behindert im weiteren Sinn fallen auch ältere Menschen oder Kinder, denen


     die Benützung öffentlicher Verkehrsmittel aufgrund des Alters erschwert wird


     oder schwerfällt. Begriff der  Reduced mobility .


Hinsichtlich des Zeithorizonts stellte Herr ÖCHSNER fest, daß wichtig sei, daß mit dem


Umbau der Verkehrsmittel begonnen würde. Die 100% Umsetzung würde dann in


kleinen Schritten erfolgen. Daher sollte Wert auf eine positive politische Entscheidung


in dieser Frage gelegt werden die dann in der Zukunft einen wirklich barrierefreien


Zugang zu allen Verkehrsmitteln ermöglicht.


Der nächste angesprochene Punkt war die Anwendung des § 29b StVO. Der notwendige


Ausweis wird derzeit nicht an blinde Personen ausgestellt, obwohl die Möglicheit des


möglichst nahen Parkens auch für diese Personengruppe wichtig wäre. 


Frau Abg. HAIDLMAYR machte den Vorschlag, diesen Ausweis für 2 Gruppen von


Behinderten auszustellen


-    solchen die einen Rollstuhlparkplatz benötigen


-    und solche Personen, die zwar eingeschränkt mobil sind, aber keinen Rollstuhl


     parkplatz benötigen.


Die Anwesenden einigten sich dann dahingehend, daß über diesen Punkt bis zur


nächsten Sitzung weitere Überlegungen angestellt werden sollten, die dann diskutiert


werden.





Die weiteren in der Sitzung angesprochenen Punkte, die bis zur nächsten UAG-Sitzung


einer Prüfung unterzogen werden sollten waren:


-    das Problem der Blindenführhunde


-    die absurde Gleichsetzung von Kinderwägen und Rollstühlen in den Beför


     derungsrichtlichen der Wr. Verkehrsbetriebe


-    das Problem Gehörloser, auf Autobahnen Hilfe zu holen, da die auf den


     Autobahnen installierten Notrufsäulen durchwegs als Gegensprechanlagen


     ausgeführt sind. Damit wird eine Benützung durch Gehörlose unmöglich


     gemacht. Verwiesen wurde von Frau DIMMEL auf die Lösung in der BRD, wo


     durch 3xiges Drücken eines Knopfes darauf aufmerksam gemacht wird, daß bei


     der entsprechenden Notrufsäule ein Gehörloser auf Hilfe angewiesen ist.


-    das Problem der Gebührenbefreiung bei Telefonanschlüssen, dabei vor allem:


     - der Entzug der Gebührenbefreiung, wenn der Telefonanschluß um einen


       Internet-Anschluß erweitert wird


     - die Frage der Erweiterung auf Mobiltelefone um Behinderten eine Wahl


       möglichkeit zwischen Festnetz und Mobilanschluß zu geben


-    die Frage wo bestimmte Zusatzeinrichtungen wie Schreibtelefon oder  Licht


     läuten  bezogen werden kann


-    das Problem für Gehörlose, daß nur Schreibtelefone aber nicht normale Telefone


     mit angeschaltetem Fax von der Grundgebühr befreit sind


-    das Problem blinder Personen, die im Falle der Gebührenpflicht für Telefon


     auskünfte gegenüber sehenden Personen benachteiligt werden





Zum Bereich Bauen/Wohnen wurde seitens Herrn SCHNEIDER der Vorschlag


gemacht, die Musterbauordnung, die beim BMwA aufliegt hinsichtlich behindertenge


rechten (barrierefreien) Bauens für alle Bundesländer verbindlich zu machen.


Frau Abg. HAIDLMAYR fügte an, daß die OÖ Bauordnung derzeit novelliert wird, und


darin ein Klagsrecht für nicht barrierefreie Bauten vorgesehen ist. Sie sagte zu, für die


nächste Sitzung allen Sitzungsteilnehmern eine Kopie des Entwurfes zur Verfügung zu


stellen.


Auch erhob sie die Forderung, Förderungen an eine behindertengerechte d.h. barriere


freie Bauausführung zu knüpfen.


SC Dr. STADLER faßt zum Bereich Bauen/Wohnen - der fast ausschließlich in die


Zuständigkeit der Länder fällt - folgende 3 Schwerpunkte zusammen:


-    Musterbauordnung könnte für alle Länder hinsichtlich barrierefreier Bauaus


     führung verbindlich erklärt werden


-    Förderungen könnten von einer barrierefreien Bauausführung abhängig gemacht


     werden


-    In die Bauordnungen könnte ein Rechtsschutzansatz aufgenommen werden.





Zum Bereich Freizeit wurde nochmals festgehalten, daß es sich hierbei um eine


Querschnittsmaterie handelt, die von den Rechtsbereichen Verkehr und Bauen/Wohnen


berührt wird. Als negatives Beispiel wurde von Herrn SCHNEIDER die Errichtung von


Hotels und Beherbergungsbetrieben angeführt. Eine Bindung der Förderung an ein


barrierefreies Bauen wurde mit der Begründung abgelehnt, daß den einzelnen Hoteliers


die Klientel nicht vorgeschrieben werden dürfe. Hier wäre ebenfalls ein wichtiger


Ansatzpunkt für die nächste UAG Sitzung.





Nach Festlegung des nächsten Termins mit Mittwoch, 10. Juni 1998 um 14:30 (bis 17:00)


wurde die Sitzung von Herrn SC Dr. STADLER geschlossen.


